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ENERGIEPOLITIK

Keine Gewaltenteilung 
bei Solaranlagen?
Im Wallis haben die Grünen und Pro Natura das Referendum  
gegen die kantonale Umsetzung der Solaroffensive ergriffen.  
Nun ist klar: Es kommt zustande. Die SP ist gespalten.

VON BETTINA DYTTRICH

Viel Sonne, viel Wasser, verzauberte Wälder 
und in der Hitze flirrende Südhänge: Gerade 
hat die Regisseurin Carmen Jaquier im Film 
«Foudre» das Binntal betörend schön in Sze-
ne gesetzt (siehe WOZ Nr. 15/23). Nirgends im 
Wallis ist die alpine Kulturlandschaft gross-
räumig so gut erhalten wie hier.

Womöglich nicht mehr lange. Im 
Saflischtal, das vom Binntal abzweigt, soll bald 
die grösste alpine Solaranlage der Schweiz ste-
hen: «Grengiols Solar». Das Grossprojekt, das 
auf eine Idee des ehemaligen SP-Präsidenten 
Peter Bodenmann aus Brig-Glis zurückgeht, 
wurde zwar redimensioniert, soll aber immer 
noch 3,4 Quadratkilometer bedecken. Wird es 
schnell genug gebaut, übernimmt der Bund 
bis zu sechzig Prozent der Investitionskosten. 
Denn das nationale Parlament will mit dem in 
der Herbstsession  2022 verabschiedeten «So-
larexpress» den Bau alpiner Solaranlagen mas-
siv vereinfachen und subventionieren  – trotz 
offener Rechtsfragen (siehe WOZ Nr.  40/22). 
Seither herrscht Goldgräberstimmung in 
Bergkantonen wie dem Wallis: Im Vispertal 
ist eine weitere Grossanlage im Gespräch, da-
neben gibt es im Kanton sieben kleinere Pro-
jekte. Einer der Initiant:innen des Vispertaler 
Projekts ist der Ingenieur Martin Bodenmann, 
Peter Bodenmanns Bruder.

Die Walliser:innen werden sich nun als 
Erste hierzulande an der Urne zum Thema äus

sern können: Die Grünen und Pro Natura Wal-
lis haben erfolgreich das Referendum gegen 
das Dekret ergriffen, das den «Solarexpress» 
im Kanton umsetzen soll. Am 18.  Mai läuft 
die Frist ab. «Wir haben auf jeden Fall genug 
Unterschriften», sagt Jérémy Savioz von Pro 
Natura Wallis. «In den letzten Wochen lief 
die Mobilisierung sehr gut.» Die genaue Zahl 
kann er nicht sagen, weil die Beglaubigung 
noch im Gang ist.

Skeptische Jäger und Alpinistinnen
Warum ein Referendum? Brigitte Wolf, Gross-
rätin und Kopräsidentin der kantonalen Grü-
nen, erklärt: «Neu soll direkt die Kantons
regierung, der Staatsrat, die Bewilligung für 
Solaranlagen ausserhalb der Bauzone ertei-
len.» Bisher war es die kantonale Baukom-
mission. Die Änderung sei hochproblema-
tisch: «Der christlichsoziale Staatsrat Roberto 
Schmidt sitzt im Verwaltungsrat des Energie-
unternehmens FMV, das beispielsweise an 
‹Grengiols Solar› beteiligt ist.» Ein weiterer ge-
wichtiger Punkt: «Das Dekret enthält keinerlei 
Kriterien, wo gebaut werden darf.» Grüne und 
SP hätten im Parlament versucht, solche ein-
zubringen, seien aber der rechtsbürgerlichen 
Mehrheit unterlegen. «Wir Grünen kämpfen 
seit vierzig Jahren für den Solarausbau und 
sind auch nicht per se gegen Freiflächenanla-

gen.» Aber sie sollten dort gebaut werden, wo 
die Landschaft schon durch Strassen, Leitun-
gen, Stauseen oder Skilifte beeinträchtigt sei, 
nicht in den unberührtesten Gebieten. «Wir 
können nicht das Klima schützen, indem wir 
die Biodiversität zerstören.»

Unterstützt wird das Referendum unter 
anderem vom Heimatschutz, von Mountain 
Wilderness und der IG Saflischtal, in der auch 
von «Grengiols Solar» betroffene Älpler:innen 
aktiv sind. Längst nicht nur Links-Grüne seien 
kritisch, sagt Wolf. «Ähnlich wie damals bei 
der Rothenthurm-Initiative zum Moorschutz 
oder bei den abgelehnten Olympischen Spie-
len 2026 in Sion.» Jérémy Savioz hat das Sam-
meln ebenfalls positiv erlebt: «Bergbauern, Jä-
ger, Alpinisten unterstützen uns.»

Mitten durch die SP
Auch die SP Oberwallis (SPO) hat sich im Parla-
ment für strengere Kriterien im Dekret einge-
setzt. Das Referendum der Grünen unterstützt 
sie trotzdem nicht. «Wir wollen weg von den 
Fossilen und die Erneuerbaren pushen», sagt 
Claudia Alpiger, Präsidentin der SPO. «Dafür 
brauchen wir Solaranlagen in den Alpen.» Das 
Dekret bringe eine Beschleunigung bei den 
Bewilligungsverfahren, das sei positiv. «Und 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung brau-
chen die Projekte weiterhin.» Die SPO traf sich 

im März zu einer energiepolitischen Tagung. 
Daraus entstand ein Positionspapier, in dem 
sie betont, Solaranlagen sollten landschafts-
schonend und möglichst in erschlossenen 
Gebieten gebaut werden. Das Papier unter-
stützt aber auch explizit das Dekret. Der Ent-
scheid dazu sei an der Mitgliederversamm-
lung deutlich ausgefallen, sagt Alpiger: 26  Ja, 
5  Nein, 2  Enthaltungen. Zeigt sich hier Peter 
Bodenmanns Einfluss? «Er war nicht an der 
Versammlung», sagt Alpiger. «Aber natürlich 
sind einige von uns geprägt von den Diskus
sionen, die er angestossen hat.»

«Die Erneuerbaren pushen wollen wir 
auch», sagt Clément Borgeaud, Präsident der 
SP Unterwallis, «aber das Dekret geht uns zu 
weit und zu schnell.» Er vermisse eine Gesamt-
planung. Im Gegensatz zur deutschsprachigen 
Schwesterpartei unterstützt die SP  Unterwal-
lis das Referendum.

Der «Solarexpress» ist befristet: Projekte, 
die von den vereinfachten Bedingungen und 
der Finanzspritze profitieren wollen,  müs
sen bis Ende 2025 zehn Prozent der geplanten 
Produktion ins Netz einspeisen können und 
bis Ende 2030 ganz in Betrieb sein. «Wir soll-
ten jetzt schon darüber nachdenken, wie es 
danach weitergeht», sagt die Grüne Brigitte 
Wolf. «Es braucht eine Grundsatzdiskussion 
zur Frage: Wo wollen wir diese Anlagen? Und 
wo nicht?»

Das Gejammer über Teilzeitarbeit? Es ist ein 
PR-Stunt des Arbeitgeberverbands, rechter 
Ökonomen wie Christoph Schaltegger («Ar-
beitsethos erodiert») und der NZZ («Dolce-Vi-
ta-Gesellschaft»), dem schlicht die Grundlage 
fehlt. Die Zahlen würden zeigen, dass immer 
mehr Leute Teilzeit arbeiteten, was zu einem 
Arbeitskräftemangel führe, behaupten sie. Es 
stimmt, dass immer mehr Leute Teilzeit arbei-
ten, was aber daher kommt, dass sich Männer 
und Frauen die Erwerbsarbeit besser aufteilen. 
Ergo gibt es mehr Teilzeitstellen.

Schaut man sich aber das 
durchschnittliche Pensum der 
gesamten erwerbsfähigen Be-
völkerung an, so ist es sogar 
leicht gestiegen: in den letzten 
zehn Jahren laut Bund von 71 auf 
71,9 Prozent.

Und trotzdem soll es noch 
mehr sein? Das kann nur ver-
langen, wer trotz jahrelanger 
feministischer Kritik noch im-
mer nicht verstehen will, dass es 
auch Arbeit ist, einen Haushalt 
zu schmeissen oder Kinder grosszuziehen  – 
wenn auch gratis geleistete. Wer verrichtet 
diese Arbeit, wenn beide Elternteile noch mehr 
als 72 Prozent arbeiten? Klar, es gibt zum Bei-
spiel Kitas. Jedes doppelverdienende Paar mit 
Kindern weiss jedoch, zu welchem Marathon 
das Leben ausufern kann. Zig Studien belegen, 
dass Stress und Erschöpfung aufgrund der Ar-
beitsbelastung drastisch zunehmen.

Feminismus bedeutet, dass sich Paare 
die Lohn-, Haus- und Erziehungsarbeit gerecht 
aufteilen. Die Forderung des Arbeitgeber
verbands jedoch, dass Frauen mehr arbeiten 
sollen, ohne dass die Männer reduzieren, ist 
als Feminismus getarnte Arbeitgeberideologie.

Keynes’ Empfehlung
Dabei könnten wir es uns leisten, weniger zu 
arbeiten: Dank technischen Fortschritts hat 

sich die Arbeitsproduktivität in 
der Schweiz laut OECD seit 1970 
etwa verdoppelt. Konkret: Zum 
Erreichen des heutigen Brutto-
inlandprodukts (BIP) braucht 
es noch halb so viele Arbeits-
stunden wie vor fünfzig Jah-
ren. Der britische Ökonom John 
Maynard Keynes glaubte bereits 
1930, dass die Menschen dies 
später nutzen würden, um ihre 
Arbeit radikal zu reduzieren: Die 
übernächste Generation, schrieb 
er in «Die wirtschaftlichen Mög-

lichkeiten unserer Enkel», werde überlegen 
müssen, was sie mit «ihrer Freizeit» und ihrer 
«Freiheit von drückenden wirtschaftlichen 
Sorgen» anfangen soll. Er ahnte nicht, dass sie 
auf noch mehr Wachstum setzen würde.

Klar, es gibt Leute, die zu wenig verdie-
nen, um ihr Pensum zu reduzieren. Einige 
werden zudem einwenden, dass irgendjemand 
die Altersvorsorge finanzieren muss. In der 

reichen Schweiz ist das jedoch vor allem eine 
Frage der Verteilung: Würde man alle Kapital- 
und Arbeitseinkommen unter allen Erwach-
senen gleichmässig aufteilen, erhielte jede:r 
monatlich 8500 Franken.

Aber was ist mit dem Arbeitskräfteman-
gel, über den der Arbeitgeberverband klagt? 
Ist weniger arbeiten nicht doch unrealistisch? 
Mitnichten. Eine zentrale Ursache des «Man-
gels» liegt beim Wirtschaftsmodell, das der 
Verband selber propagiert: Die Schweiz hat 
vor allem mit rekordtiefen Steuern so viel Ka-
pital angelockt wie kaum ein anderes Land. 
Die Summe aller Direktinvestitionen aus dem 
Ausland ist seit 1990 laut Uno von 35 auf 1370 
Milliarden US-Dollar explodiert  – das ent-
spricht 171 Prozent des Schweizer BIP. Zum 
Vergleich: In Deutschland sind es 27 Prozent.

Die ausländisch kontrollierten Firmen 
in der Schweiz beschäftigen fast eine halbe 
Million Arbeitskräfte. Die Firmen kaufen wie-
derum bei anderen Firmen ein, die ebenfalls 
Leute einstellen  – die wiederum etwa in Res-
taurants essen. Der Arbeitskräftemangel ist 
auch das Ergebnis eines Zwergstaats, der im 
globalen Kapitalismus zuvorderst mitspielen 
will. Das klappt nur, weil die Schweiz auslän-
dische Arbeitskräfte holt.

Mangel für wen?
Es stellt sich die Frage, ob man überhaupt von 
«Mangel» reden kann. Es fehlen Arbeitskräfte, 
die essenzielle Güter für unser Leben bereit-

stellen: Spitalpersonal, das sich um unsere Ge-
sundheit sorgt; Lehrer:innen, die die nächste 
Generation ausbilden. Dass wir diese Grund-
versorgung wollen, haben wir demokratisch 
entschieden. Aber kann es einen Mangel an 
Ingenieuren, Finanzspezialistinnen, Piloten 
geben?

Es ist jedenfalls ein eigenartiges Bild, 
gerade für einen Verband, der sonst gerne von 
Angebot und Nachfrage spricht. Firmen kön-
nen auch bei Krediten oder der Energiezufuhr 
nicht wünschen, wie viel sie davon zu welchem 
Preis wollen. Die Marktwirtschaft ist kein 
Wunschkonzert. Wer mehr Leute will, muss 
mehr zahlen, bessere Bedingungen bieten oder 
Arbeitslose ausbilden. Der angebliche Mangel 
bedeutet für die Arbeitgeberseite vor allem 
einen Machtverlust, ihre PR-Offensive ist der 
Versuch, sie zurückzuerlangen.

Dabei wäre es dringlich, dass die Men-
schen durch weniger Arbeit dem Wachstum 
Grenzen setzte: Wächst das weltweite BIP im 
bisherigen Tempo weiter, würde es bis Ende 
des Jahrhunderts von heute knapp 100 auf 
3000 Billionen US-Dollar klettern. Wie soll 
das gehen, ohne weiter die Welt auszuplün-
dern, die Biodiversität zu zerstören und uns 
alle in eine Klimakatastrophe zu führen?

Stattdessen sollte man dafür sorgen, 
dass es vor allem genug Arbeitskräfte für es-
senzielle Dinge wie Bildung oder Gesundheit 
gibt. Dafür braucht es aber kein Arbeitgeber-
gejammer, sondern bessere Arbeitsbedingun-
gen und höhere Löhne.

3,4 Quadratkilometer Panels: Visualisierung von «Grengiols Solar» im Saflischtal.   

TEILZEITARBEIT

Die Marktwirtschaft ist kein Wunschkonzert
Rechte Kreise klagen seit Monaten mit verwirrenden Zahlen, dass wir zu wenig arbeiteten. Dabei ist das Gegenteil der Fall.

VON YVES WEGELIN

So etwas fordern 
kann nur, wer  
die feministische 
Kritik immer 
noch nicht 
verstanden hat.




